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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 16. September gab Bundesrat Villiger (fdp) seinen Rücktritt nach fast fünfzehn
Jahren Amtszeit, davon die letzten neun als Vorsteher des Finanzdepartements, auf
Ende Jahr bekannt. In den Medien wurde er als nüchterner, effizienter, liberaler und
auf Ausgleich bedachter Magistrat gewürdigt. Da Villiger seine Rücktrittsabsichten
vorher angekündigt hatte, war in der Öffentlichkeit intensiv über allfällige Nachfolger
spekuliert worden, wobei als Favoriten die Berner Ständerätin Christine Beerli und der
Urner Nationalrat Franz Steinegger gehandelt wurden. Gewisse Wahlchancen wurden
auch Christine Egerszegi (AG), Felix Gutzwiller (ZH), Hans-Rudolf Merz (AR) und
Christian Wanner (SO) zugesprochen. Von ihren Kantonalsektionen nominiert wurden
schliesslich Beerli, Egerszegi, der Tessiner Fulvio Pelli, Steinegger und Merz. Die
Fraktion beschloss, ein Zweierticket mit Beerli und Merz zu präsentieren. 1

ANDERES
DATUM: 16.09.2003
HANS HIRTER

CVP-Präsident Darbellay (VS) hatte bereits im Februar angekündigt, dass seine Partei
der FDP bei der nächsten Vakanz einen ihrer beiden Sitze streitig machen werde. Dabei
rechtfertigte die CVP ihren Anspruch sowohl politisch als auch rechnerisch. Politisch
sei die CVP zu bevorzugen, weil die FDP nach rechts in die Näher der SVP gerutscht sei
und nur die CVP die wahre Mitte verkörpere. Rechnerisch gesehen habe die FDP zwar
bei den letzten Wahlen den grösseren Wähleranteil erreicht, die Fraktionsgemeinschaft
aus CVP, GLP und EVP verfüge aber über die grössere Nationalratsfraktion. Nachdem
sich zuerst Darbellay selbst ins Spiel gebracht hatte, kristallisierte sich bald Ständerat
und Fraktionschef Urs Schwaller (FR) als aussichtsreichster Kandidat heraus. Sein
Manko bestand allerdings darin, dass er deutscher Muttersprache ist und zudem auch
im deutschsprachigen Teil des mehrheitlich französischsprachigen Kantons wohnt. Von
der FDP und auch von einem Teil der französischsprachigen Presse wurde sofort
moniert, dass er deshalb nicht als Vertreter der Romandie gelten könne. Seine
Kantonalpartei nominierte nicht nur ihn, sondern auch den französischsprachigen
Freiburger Nationalrat de Buman. Die CVP-Fraktion entschied sich für eine
Einerkandidatur und portierte Schwaller.

Die Medien spekulierten bereits vor der Rücktrittserklärung Couchepins über
erfolgversprechende freisinnige Kandidaturen aus der Romandie und dem Tessin. Im
Vordergrund standen dabei Nationalrat und Parteipräsident Fulvio Pelli (TI), Ständerat
Didier Burkhalter (NE), die beiden Genfer Nationalräte Martine Brunschwig Graf und
Christian Lüscher, welche ursprünglich zu den Liberalen gehört hatten, sowie der
Waadtländer Regierungsrat Pascal Broulis. Von ihren respektiven Kantonalparteien
zuhanden der FDP-Fraktion nominiert wurden Burkhalter, Brunschwig Graf und
Lüscher; Pelli wurde von seiner Kantonalpartei empfohlen, aber nicht als offizieller
Kandidat angemeldet. Die freisinnig-liberale Fraktion entschied sich Ende August für
ein Zweierticket und schickte Burkhalter und Lüscher ins Rennen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.09.2009
HANS HIRTER

Obwohl eigentlich gänzlich unverbindlich, gibt der Bericht des Bundesrates zur
Legislaturplanung jeweils viel zu diskutieren. Mit dem 2002 reformierten
Parlamentsgesetz hatten sich die Kantons- und Volksvertreterinnen und -vertreter die
Möglichkeit gegeben, Legislaturziele des Bundesrats nicht einfach nur zur Kenntnis zu
nehmen, sondern sie auch abzuändern und formell zu beschliessen. Dies hatte
allerdings bei den Beratungen zu den Regierungszielen 2003–2007, 2007–2011 und
2011–2015 jeweils zu tagelangen Debatten geführt, die mit Vorstössen gespickt waren,
welche eher den unterschiedlichen Parteiprogrammen als einem kohärenten
Planungsentwurf für die Regierungspolitik entsprachen. Dies, obwohl es sich bei der
Legislaturplanung freilich weder um eine Wahlplattform noch um einen
Koalitionsvertrag, sondern einfach um eine Diskussionsgrundlage handle, wie
Wirtschaftsminister Johann Schneider-Ammann während der Ratsdebatte zum Bericht
für die Legislaturplanung 2015–2019 anmerkte. Weil die langen Debatten
verschiedentlich als nicht sehr ergiebig betrachtet worden waren, hatte man die
Möglichkeit zur inhaltlichen Änderung wieder in eine einfache Kenntnisnahme
abschwächen wollen, wie dies vor 2002 der Fall gewesen war. Allein: Es blieb beim

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2016
MARC BÜHLMANN
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Versuch, da die entsprechende Reformvorlage 2015 in der Schlussabstimmung versenkt
worden war. 
Damit hatte man sich also auch für die Legislaturplanung 2015–2019 auf lange Debatten
einzustellen. Das vorgelegte Programm der Regierung umfasste neben den Perspektiven
für 2030 drei politische Leitlinien, denen 16 Ziele und rund 60 geplante Massnahmen
zugeordnet waren, die der Bundesrat als Gesetzgebungsprogramm dem Parlament
vorzulegen plante. Darüber hinaus wies die Regierung in einem Legislaturfinanzplan den
Finanzbedarf für die nächsten vier Jahre aus. Die drei zentralen Leitlinien zielen auf
eine nachhaltige Sicherung des Wohlstandes (1), die Förderung des nationalen
Zusammenhaltes und die Stärkung internationaler Zusammenarbeit (2) sowie auf innere
und äussere Sicherheit (3). Mit sieben Zielen (Haushaltsgleichgewicht wahren;
Wettbewerbsfähigkeit dank optimaler wirtschaftlicher Rahmenbedingungen steigern;
Beitrag zu tragfähiger Weltwirtschaftsordnung leisten; Erneuerung der politischen und
wirtschaftlichen Beziehungen zur EU anstreben; Führungsposition in Bildung,
Forschung und Innovation halten; zuverlässige Verkehrs- und
Kommunikationsinfrastrukturen schaffen; natürliche Ressourcen schonend und Energie
nachhaltig nutzen) war die erste Leitlinie die gewichtigste. Die Leitlinie 2 umfasste drei
Ziele (Zusammenhalt und Verständigung von Regionen, Kulturen und Sprachgruppen
stärken; gesellschaftlichen Zusammenhalt und Geschlechtergleichberechtigung
fördern; Engagement für internationale Zusammenarbeit stärken) und die Leitlinie 3
deren sechs (Sozialwerke reformieren; qualitativ hochstehende und finanziell tragbare
Gesundheitsversorgung garantieren; Migration steuern und deren Potenzial nutzen;
Gewalt, Kriminalität und Terrorismus bekämpfen; wirksam gegen innere und äussere
Bedrohungen vorgehen; Engagement für internationale Stabilität zeigen). 
Bei der während der Sondersession anberaumten Beratung des Berichts im Nationalrat
zeigte sich der mit den eidgenössischen Wahlen 2015 akzentuierte Gegensatz zwischen
Links und Rechts. Die Ratsrechte setzte sich erfolgreich dafür ein, dass sich der Bund
im Bericht einer nachhaltigen Senkung der Ausgaben verpflichtet, einen
Aufgabenüberprüfungsplan erstellt sowie bei Gesetzen mit grossen finanziellen
Auswirkungen jeweils versucht, die Regulierungsfolgekosten abzuschätzen. Derweil
scheiterte die Ratslinke mit ihren Forderungen nach Mehreinnahmen anstelle von
Sparprogrammen. Chancenlos blieb auch der Antrag der SVP: Der Vorschlag zur
Streichung der Massnahme, mit der EU ein institutionelles Abkommen auszuhandeln,
wurde vom Nationalrat abgelehnt. Allerdings wird das Ziel zum Engagement für die
internationale Stabilität auf Vorschlag der SVP mit dem Passus "unter Wahrung der
Unabhängigkeit und Neutralität der Schweiz" ergänzt. Zusätzlich aufnehmen wollte die
grosse Kammer Ziele zur Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft. Gestrichen
wurde hingegen die Massnahme der Änderung des Gleichstellungsgesetzes. Dies kann
als schönes Indiz dafür gelesen werden, wie schnell der politische Wind drehen kann.
Noch vier Jahre zuvor hatte das Parlament der Regierung das Thema Gleichstellung
nachträglich in die Legislaturplanung 2011–2015 diktiert. 
Auch der Ständerat, der den Bericht in der Sommersession beriet, forderte, dass der
Bundesrat die Sparschraube noch weiter anziehe. Er folgte hier dem Vorschlag des
Nationalrates, dies als Ziel in der Legislaturplanung zu verankern. Zusätzlich wollte die
kleine Kammer festgeschrieben haben, dass ein weiteres Wachstum der Personalkosten
verhindert wird. Im Gegensatz zum Nationalrat wollte der Ständerat das Vorhaben des
Bundesrates, die Abzockerinitiative auf Gesetzesstufe umzusetzen, nicht aus den
Legislaturzielen streichen. Auch für die Revision des Gleichstellungsgesetzes setzten
sich die Kantonsvertreterinnen und -vertreter ein und setzten sich bei der
Einigungskonferenz denn auch mit beiden Vorhaben durch. 
Der einfache Bundesbeschluss wurde schliesslich von beiden Kammern angenommen.
Es blieb allerdings nach wie vor die Frage offen, ob sich der Zeitaufwand für eine
einfache "Offerte an das Parlament für eine fruchtbare Zusammenarbeit", wie alt-
Bundesrat Pascal Couchepin den Legislaturplanungsbericht einst bezeichnet hatte,
tatsächlich lohnt. Neben den stundenlangen Debatten in den Räten muss, laut
Schätzungen der Bundeskanzlei in einer Antwort auf eine Frage Céline Amaudruz (svp,
GE) zu "Kosten und Nutzen der Legislaturplanung" (16.5005), ein Aufwand der
Kommissionsmitglieder, der Parlamentsdienste und der Bundesräte zur Vorbereitung
der Debatte von mindestens 240 Personentage addiert werden. Braucht es also die
"unnötige Monsterdebatte" (NZZ) wirklich? Oder ist die "Strategiedebatte ohne Nutzen"
(BaZ) vielleicht doch wichtige Grundlage für ein System, indem es eben keinen
Koalitionsvertrag gibt und in dem sich die Regierungsparteien anderweitig einigen
müssen? Auf jeden Fall wurden im Anschluss an die Beratungen erneut Vorstösse
lanciert, mit denen ein Zurück zur einfachen Konsultation gefordert wird: So reichten
die SPK-NR (Pa.Iv. 16.425 und Pa.Iv. 16.426) als auch die FDP-Liberale Fraktion
(Pa.Iv.16.402) parlamentarische Initiativen ein, mit denen entsprechende Absichten
formuliert werden. 3
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In einem Interview mit der NZZ Ende April 2018 kündigte Johann Schneider-Ammann
seinen Rücktritt an. Der Berner Magistrat nannte das Legislaturende 2019 als klaren
Orientierungspunkt. Er sei angetreten, um die Vollbeschäftigung zu sichern, was ihm
gelungen sei. Er wolle allerdings in der verbleibenden Zeit «mit den Bauern noch etwas
Gutes auf die Beine stellen». Schneider-Ammann spielte hier auf das komplizierte
Landwirtschaftsdossier an, bei dem es unter anderem auch darum geht, die Bauern von
mehr Freihandel zu überzeugen.  
Die Rücktrittserklärung weckte unterschiedliche Reaktionen: Der SVP stiess
insbesondere deren Zeitpunkt sauer auf. Es sei eine Unsitte, so früh seinen Rücktritt
bekannt zu geben. Damit verkomme man zu einer «lame duck». Man habe sich an die
Amtsperiode von vier Jahren zu halten und vorzeitige Rücktritte seien nur aus
schwerwiegenden privaten oder gesundheitlichen Gründen tolerierbar. Auch die
Grünen kritisierten vorgezogene Rücktritte; diese zementierten die Kräfteverhältnisse,
dienten dem Staus Quo und dem Parteimarketing vor Wahlen. In der Tat zeigte eine
Studie, dass in den letzten hundert Jahren sieben von zehn Bundesrätinnen und
Bundesräten jeweils vor Ende einer Legislatur zurückgetreten waren. Die CVP hingegen
lobte die Ankündigung, da jetzt die Chance für eine Doppelvakanz bestehe – CVP-
Bundesrätin Doris Leuthard hatte ihren Rücktritt ja bereits im Sommer 2017
angekündigt. Freilich heizte die Aussage des FDP-Magistraten sofort die Spekulationen
um seine Nachfolge an.  
Mitte September 2018 verdichteten sich die Anzeichen, dass Schneider-Ammann
allenfalls vor Ende der Legislatur zurücktreten könnte. Zahlreiche Medien
thematisierten seine immer häufiger werdenden Aussetzer; die Aargauer Zeitung
wusste gar zu berichten, dass er auch in Bundesrats-Sitzungen ab und zu einnicke. Am
25. September machte der Berner Bundesrat den Spekulationen dann ein Ende und gab
seinen Rücktritt auf Ende des laufenden Jahres 2018 bekannt. Damit setzte er – so die
einhellige Medienmeinung – Doris Leuthard unter Druck, die dann in der Tat zwei Tage
später ebenfalls den definitiven Termin für ihren Rücktritt bekannt gab.
In den Medien wurde Schneider-Ammann als Unternehmer und geschickter
Handelspolitiker gewürdigt, der sich für Freihandel und Berufsbildung, vor allem das
duale Bildungssystem, eingesetzt habe. Er sei allerdings oft zu gutmütig und
friedliebend gewesen und habe um des Konsens willen seine Meinung oft zurückgestellt
(BaZ). Die Liberté bezeichnete den Berner als «ministre du table ronde», warf ihm
Schwächen in der Landwirtschaftspolitik vor und gab ihm die Schuld für die Probleme
mit der Hochseeflotte. Auch nach acht Jahren in der Regierung sei der Patron mit der
Politik nie so richtig warm geworden, bilanzierten der Tages-Anzeiger und die Aargauer
Zeitung. «Immer Unternehmer, nie Politiker» fasste das St. Galler Tagblatt diese Bilanz
zusammen und auch die NZZ titelte: «Ein Patron, der nie Politiker wurde». In den
Rückschauen häufig Erwähnung fand die Rede zum Tag der Kranken des damaligen
Bundespräsidenten («rire c'est bon pour la santé»). Die WoZ hob hervor, dass
Schneider-Ammann zwar als behäbig gegolten habe, in der Sache aber ideologische,
wirtschaftsliberale Härte gezeigt habe, die ihn am Schluss immer mehr in Konflikt mit
den Bauern, den Gewerkschaften und den Parteien gebracht habe. Ziemlich anders sah
dies die Weltwoche, die den Wirtschaftsminister dafür lobte, die Wirtschaft in Ruhe
gelassen zu haben. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.09.2018
MARC BÜHLMANN

Im Konkordanzsystem Schweiz mangelt es – anders etwa als in einem System mit einem
Präsidenten – an Köpfen, mit denen man aufgrund der zunehmenden Personalisierung
Medienberichte besser verkaufen kann. Es verwundert deshalb nicht, dass sich die
Medien für einzelne Exekutivmitglieder interessieren sowie gerne und häufig auch
Spekulationen über Rücktritte und mögliche Nachfolgerinnen und Nachfolger
amtierender Bundesrätinnen und Bundesräte anstellen. Dies taten sie auch bereits
kurz nach der Wahl des neuen Bundesrates Cassis: Schliesslich ist nach der Wahl auch
für das Regierungskollegium immer auch vor der Wahl. 
In der Tat hatte Doris Leuthard ja bereits im Sommer 2017 ihren Rücktritt auf
spätestens Ende der Legislatur im Herbst 2019 angekündigt. Dies war eine Steilvorlage
für die Medien, die insbesondere den Umstand thematisierten, dass mit dem Rücktritt
der Aargauerin nur noch eine Frau, nämlich Simonetta Sommaruga, in der Regierung
sässe und die CVP deshalb gut daran täte, Frauen als mögliche Kandidatinnen
aufzubauen – häufig genannt wurden die Ambitionen von Viola Amherd (cvp, VS).
Freilich standen bei den Christdemokraten auch einige Männer in den Startlöchern: In
den Medien kursierten insbesondere die Namen von Parteipräsident Gerhard Pfister
(cvp, ZG), der Ständeräte Konrad Graber (cvp, LU) und Pirmin Bischof (cvp, SO), aber
auch Benedikt Würth (SG, cvp), Regierungsrat des Kantons St. Gallen, und
Bundeskanzler Walter Thurnherr wurden als Kandidaten gehandelt. Der Bundeskanzler
winkte jedoch relativ rasch ab und auch Parteipräsident Pfister zog sich mit dem

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2018
MARC BÜHLMANN
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Argument zurück, einen Austausch im Präsidium kurz vor den Wahlen vermeiden zu
wollen. Auch Konrad Graber nahm sich mit seiner Ende August gemachten
Ankündigung, bei den eidgenössischen Wahlen 2019 nicht mehr antreten zu wollen, aus
dem Rennen.  
Ende April 2018 gab dann auch Johann Schneider-Ammann bekannt, dass er keine
weitere Legislatur mehr anstrebe. Neben der Forderung, dass auch die FDP nun ein
Frauenticket aufstellen müsse, wurde mit der Ankündigung des Berner Magistraten auch
die Diskussion um einen konzertierten Doppel- (zusammen mit Leuthard) oder gar
Dreierrücktritt (zusammen mit Ueli Maurer) angestossen. Das Parlament müsse eine
möglichst grosse Auswahl haben, damit eine genügend grosse Frauenvertretung
gesichert sei, lautete der Tenor in den Medien. Auch das Kandidatenkarussell für die
Nachfolge des Berner Magistraten begann sich rasch zu drehen. Neben Karin Keller-
Sutter (fdp, SG), die bei der Wahl Schneider-Ammanns 2010 noch unterlegen war,
brachten die Medien Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ), die Ständeräte Andrea
Caroni (fdp, AR), Martin Schmid (fdp, GR) und Ruedi Noser (fdp, ZH) sowie Nationalrat
Beat Walti (fdp, ZH) ins Spiel. Auch beim Freisinn zogen sich einige potenzielle Papabili
allerdings bereits vor dem definitiven Rücktritt Schneider-Ammans zurück. So gab Petra
Gössi etwa zu Protokoll, ihrer Partei eine Kandidatur nicht zumuten zu wollen. Mit dem
Namen Keller-Sutter wurde in den Medien häufig auch der Anspruch der Zentral- und
Ostschweiz auf einen Bundesratssitz zur Sprache gebracht. 
Rücktrittspotenzial sahen die Medien schliesslich auch bei Ueli Maurer, bei dem sie
vermuteten, dass er mit 67 Jahren und nach zehn Jahren im Amt bald genug haben
könnte. Von verschiedener Seite wurde Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) als
mögliche Nachfolgerin ins Spiel gebracht, die in mehreren Interviews ihre Bereitschaft
signalisierte. Hierfür kam aber wenig später ein Dementi von der SVP-Spitze – Vater
Christoph Blocher gab zu Protokoll, dass er seine Tochter nicht in das «Gefängnis»
Landesregierung stecken wolle. Maurer selber gab in einem Interview zu Protokoll, dass
er auf das Ende einer Legislatur zurücktreten werde – ob 2023, 2027 oder 2031 sei
noch offen. 
Ein vorläufiges Ende nahm zumindest ein Teil der Spekulationen Mitte September, als
sowohl Johann Schneider-Ammann als auch Doris Leuthard ihren Rücktritt auf Ende
2018 bekannt gaben. In der Tat gilt die Herbstsession ein Jahr vor den Wahlen als
idealer Zeitpunkt für einen Rücktritt vor Ende einer Legislatur, weil so Ersatzwahlen
noch vor Ende eines Jahres stattfinden können. Rücktritte in einem Wahljahr selber
gelten eher als unschicklich. Freilich war laut Aussage von Doris Leuthard der
Doppelrücktritt vorher nicht abgesprochen worden; Schneider-Ammann habe immer
davon gesprochen, erst auf Ende Legislatur 2019 zurückzutreten. In den Medien wurde
das Vorpreschen des FDP-Bundesrats – er hatte seinen Rücktritt zwei Tage vor Doris
Leuthard der Presse verkündet – als geplanter Mediencoup gewertet. 5

Parlamentsorganisation

Zur letzten offiziellen Aufgabe des Alterspräsidenten nach eidgenössischen Wahlen
gehört die Organisation der Wahl des Nationalratspräsidenten oder der
Nationalratspräsidentin. 2015 oblag diese Aufgabe Luzi Stamm (svp, AG). Zur Wahl
vorgeschlagen war die Vizepräsidentin von 2014, Christa Markwalder (fdp, BE), die
offiziell von allen Fraktionen unterstützt wurde. Von den 199 eingelangten Wahlzetteln
stand auf 159 der Name der Freisinnigen. 14 Wahlzettel blieben leer, zwei waren
ungültig, zwölf gingen an den Parteikollegen Christian Wasserfallen – der Markwalder
2013 in der FDP-internen Ausmarchung unterlegen war – und 12 Stimmen fielen auf
Diverse. Markwalder bedankte sich in einer Rede für die Wahl. Sie wolle ihr Präsidialjahr
unter das Motto "Respekt" stellen. Sie zog einen Vergleich zwischen Politik und Musik:
Es gelte den richtigen Ton zu treffen, taktvoll zu sein und Disharmonien zu korrigieren.
Um diese Metapher zu unterstreichen, spielte Markwalder zusammen mit Kathrin
Bertschy (glp, BE), Maja Ingold (evp, ZH) und Balthasar Glättli (gp, ZH), die zusammen das
Bundeshausquartett bilden, einen Walzer von Antonin Dvorak. Dass ein "Miliz-
Streichquartett" aus vier verschiedenen Parteien die Legislatur eröffne – so Markwalder
weiter – symbolisiere das Zusammenspiel, dass auch in der Politik essenziell sei. 
In der Presse wurde die 40-jährige Markwalder als gut vernetzte Aussenpolitikerin
beschrieben. Sie sitzt seit ihrem 28. Lebensjahr im Nationalrat und steht für eine enge
Verbindung zwischen der Schweiz und der EU ein. Acht Jahre lang war sie Präsidentin
der Neuen Europäischen Bewegung Schweiz (Nebs), die einen EU-Beitritt anstrebt.
Immer wieder wurde auch die so genannte "Kasachstan-Affäre" beschrieben, bei der
die Bernerin mit "einem blauen Auge davongekommen" sei (NZZ). Dass ihr die Sache
kaum geschadet hat, bewies nicht nur ihre Wiederwahl im Oktober 2015, sondern auch
die Wahl zur Nationalratspräsidentin, die die Krönung ihrer Karriere darstelle (AZ), auch

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2015
MARC BÜHLMANN
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wenn die 159 Stimmen ein vergleichsweise "mässiges Resultat" ergäben (TA). 
Mit der Wahl von Christa Markwalder zur Nationalratspräsidentin und der gleichzeitigen
Wahl von Raphaël Comte (fdp, NE) zum Ständeratspräsidenten sowie von Johann
Schneider-Ammann zum Bundespräsidenten, waren die höchsten Ämter der
Eidgenossenschaft 2015 ganz in den Händen der FDP – 2014 war die SP Nutzniesserin
dieser aufgrund von Rotation allerdings eher zufälligen Konstellation. 
Zum ersten Vizepräsidenten wurde Jürg Stahl (svp, ZH) gewählt. Er erhielt 163 von 181
gültigen Stimmen. Von den 192 eingelangten Wahlzetteln waren neun leer, zwei ungültig
und 18 enthielten diverse andere Namen. Der Sitz des zweiten Vizepräsidenten wird
2015 von Dominique de Buman (cvp, FR) besetzt. Der Freiburger Christdemokrat konnte
107 Stimmen auf sich vereinen. Von den lediglich noch 153 eingelangten Wahlzetteln
blieben 20 leer und auf 26 standen andere Namen als de Buman. 6

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Mit grossflächigen Wahlinseraten, die mit dem Slogan „Aus Liebe zur Schweiz“ versehen
waren, hatte die FDP bereits Ende 2010 ihren Wahlkampf lanciert. Auch der Freisinn
setzte sich den Gewinn von zusätzlichen Wählerprozenten (20%) und Sitzen (+5) zum
Ziel. Dieses sollte erreicht werden dank einer stärkeren Fokussierung auf
Wirtschaftsthemen. Die Stärkung der Arbeitsplätze, die Sicherung der Sozialwerke und
der Abbau von Bürokratie wurden zu den Hauptthemen im Wahlkampf erkoren. Mit
ihrer Bürokratieinitiative hatte auch die FDP ein Volksbegehren als Schwungrad für den
Wahlkampf lanciert. Ein Potenzial für neue Wählerinnen und Wähler sah der Freisinn
insbesondere in den Städten, wo er sich als einzige Alternative zur Linken verortete. Die
FDP führte einen teuren Wahlkampf, bei dem sich vor allem ihr Präsident Fulvio Pelli (TI)
schon relativ früh mächtig ins Zeug legte. 7

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

In der Herbstsession 2016 befasste sich zuerst der Ständerat mit der Änderung des
Entsendegesetzes, die über eine Erhöhung der maximalen Verwaltungssanktionen bei
Verstössen gegen die minimalen Lohn- und Arbeitsbedingungen von CHF 5000 auf CHF
30‘000 eine Verschärfung der flankierenden Massnahmen vorsah. Wie bereits zuvor in
der Frühjahrssession im Nationalrat kam es auch in der kleinen Kammer zu einer
Abstimmung über einen Nichteintretensantrag, der von Seiten der SVP, namentlich
Ständerat Föhn (svp, SZ) eingebracht worden war, der sich daran störte, dass auch
Schweizer Unternehmen von der "massiven Bussgelderhöhung" betroffen wären. Mit 4
zu 40 Stimmen war der Antrag aber auch im Ständerat chancenlos. Umstrittener war
hingegen der vom Nationalrat aufgenommene Passus, wonach Normalarbeitsverträge
(NAV) bereits dann befristet verlängert werden können, wenn Hinweise dafür bestehen,
dass der Wegfall zu erneuten Missbräuchen führen könnte. Der vorberatendenen WAK-
SR war dies zu weit gegangen und sie hatte mit 8 zu 3 Stimmen beantragt, dass eine
Verlängerung, so wie es der Bundesrat in seiner Botschaft zur Änderung des
Obligationenrechts vorgesehen hatte, nur dann möglich sein soll, wenn sowohl frühere
Verstösse vorliegen als auch Hinweise darauf bestehen, dass es auch künftig zu
Verstössen kommen wird. Auch Wirtschaftsminister Schneider-Ammann empfahl dem
Ständerat, in diesem Punkt nicht dem Nationalrat zu folgen, da man damit "unter
anderem dauerhaft Mindestlöhne einführen" würde. Trotz des Kommissionsantrags und
der bundesrätlichen Einwände sprach sich die kleine Kammer dann aber mit 29 zu 16
Stimmen für eine Minderheit Zanetti (sp, SO) aus und folgte gleichwohl dem Nationalrat.
Der Ständerat schuf dann aber doch noch eine Differenz zum Nationalrat: Auf Antrag
seiner Wirtschaftskommission beschloss er, dass schwerwiegende Verstösse nicht nur
mit einer Geldstrafe, sondern zusätzlich auch mit einem auf maximal fünf Jahre
befristeten Ausschluss vom Schweizer Arbeitsmarkt geahndet werden können. Der
ständerätlichen Fassung stimmte die grosse Kammer zwei Tage später mit 102 zu 87
Stimmen zu – entgegen dem Antrag der WAK-NR. In der Schlussabstimmung, die
aufgrund des Widerstands von SVP und FDP mit Spannung erwartet wurde, nahm der
Nationalrat den Entwurf mit 110 zu 86 Stimmen bei 2 Enthaltungen und der Ständerat
mit 30 zu 13 Stimmen bei 1 Enthaltung an. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.09.2016
DAVID ZUMBACH
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

En 2012, l’Union des étudiant-e-s suisses (UNES) a mené à bien la récolte de signatures
pour L’initiative sur les bourses d’études. L’objectif clair de l’initiative est la remise en
question de l’article 66 de la Constitution fédérale. Ainsi, alors que l’article 66 stipule
que les aides à la formation pour les étudiants dépendent principalement du canton
dans lequel ils vivent, l’initiative sur les bourses d’études souhaitait transformer cette
compétence cantonale en une compétence fédérale. En outre, les bourses d’études
devraient garantir un niveau de vie minimal. Validée, l’initiative a été soumise au peuple
en juin 2015. Le Conseil fédéral, conscient des enjeux, mais en désaccord avec les
solutions proposées, a présenté un contre-projet indirect. Cette alternative prend la
forme d’une révision complète de la Loi sur les aides à la formation. Au final, et à la
suite de nombreux débats, la Chambre des cantons ainsi que la Chambre du peuple ont
toutes les deux apporté leur soutien au contre-projet indirect du Conseil fédéral. C’est
finalement les urnes, après une campagne animée, qui ont livré la sentence finale pour
l’initiative sur les bourses d’étude. 
Tout d’abord, du côté de l’administration fédérale, opposée à l’initiative, le conseiller
fédéral Schneider-Ammann ainsi que le chef de la Conférence des directeurs
cantonaux de l’instruction publique Christoph Eymann (BS, ldp) se sont exprimés, à
plusieurs reprises, contre l’initiative. Les deux principaux arguments avancés prenaient
la forme d’une hausse des coûts pour la formation qui serait probablement répercutée
sur d’autres postes du budget de la formation et prétériterait ainsi la qualité de la
formation helvétique, et d’une réduction à néant des efforts d’harmonisation engagés
par voie de concordat en 2009. Alors que plusieurs partis de droite se sont exprimés
contre l’initiative, le PLR a probablement été le plus virulent dans sa campagne. En
effet, le PLR a volontairement orienté le débat vers les universitaires et parlé de salaire
minimum pour étudiants, afin de disqualifier l’initiative. 
De son côté, l’UNES a pu compter sur le soutien du Parti socialiste, des verts, des
Pirates, des académies des sciences ainsi que des professeurs universitaires. Dans la
ligne de son initiative, l’UNES a répliqué aux arguments du conseiller fédéral en
soulignant que le contre-projet indirect ne permettait pas de couvrir «les besoins réels
en volume de bourses d’études». De plus, l’UNES a basé sa campagne principalement
sur l’idée d’égalité des chances. En effet, selon les partisans de l’initiative, les disparités
au niveau cantonal seraient injustifiables. Alors que les critères diffèrent d’un canton à
l’autre, que les montants varient du simple au triple, l’UNES estime de tels écarts
infondés. 
Finalement, l’initiative a été rejetée par la totalité des cantons et par 72,5% de la
population.
Il est désormais temps de jeter un bref coup d’œil à l’analyse VOX de la votation sur les
bourses d’études. Selon l’analyse, la votation, ainsi que la campagne, a principalement
été marquée par une opposition gauche-droite. Néanmoins, le conflit idéologique ne
s’est pas forcément répercuté sur les choix de votes. En effet, dans le cas du parti
socialiste, le taux d’approbation n’a pas dépassé les 51%.  Ensuite, en ce qui concerne
le débat relatif à la répartition actuelle des bourses, une nette majorité des votants,
qu’ils aient voté pour ou contre, estime que le système actuel des bourses est
problématique. Ainsi, étant donné les résultats, il est évident que la principale raison du
rejet de l’initiative se situe dans le fait que le peuple a estimé que la réponse donné par
l’UNES à ce problème n’était pas adéquate. L’autre argument qui a fait pencher la
balance en faveur du non se place au niveau du conflit entre fédéralisme et
centralisme. Le transfert de compétences proposé, du niveau cantonal au niveau
fédéral, n’a pas été jugé optimal. Étant donné que la question de la formation symbolise
l’un des derniers flambeaux de la responsabilité cantonale, les votants n’ont pas
souhaités éteindre la flamme.
Au final, malgré le refus à une large majorité de l’initiative par le peuple, l’UNES a estimé
que le combat n’aura pas été vain. En effet, le thème de l’accès aux études et de
l’égalité des chances n’aura jamais été aussi présent dans la presse et dans les débats
quotidiens. 9

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.06.2015
GUILLAUME ZUMOFEN
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im September erklärte die Berner Ständerätin Christine Beerli ihren Rücktritt als
Fraktionschefin auf Beginn der Wintersession und als eidgenössische Parlamentarierin
auf Ende Legislatur. Beerli, die von der Presse als potentielle Nachfolgerin von
Bundesrat Kaspar Villiger gehandelt wird, begründete den Zeitpunkt ihrer Amtsaufgabe
damit, dass sie der nachfolgenden Person genügend Raum lassen wolle, um die Wahlen
2003 vorzubereiten. Zum Nachfolger bestimmte die Fraktion mit dem Tessiner
Nationalrat Fulvio Pelli und bisherigen Fraktions-Vizepräsidenten turnusgemäss einen
Vertreter der lateinischen Schweiz. Pelli wurde 1995 in den Nationalrat gewählt und ist
Mitglied des Büros sowie Vizepräsident der WAK. 10

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.11.2002
MAGDALENA BERNATH

An ihrem Programmparteitag im Schiffbau des Zürcher Schauspielhauses beschlossen
die Freisinnigen die Nein-Parole zu den sieben von der Linken unterstützten
Volksinitiativen. Anschliessend wählten die Delegierten den Unternehmer und
Kantonsrat Ruedi Noser (ZH) zum Vizepräsidenten – als Ersatz für die zur
Parteipräsidentin aufgerückte Christiane Langenberger – und Maja Lalive d’Epinay (SZ)
als neues Mitglied in die FDP-Geschäftsleitung. Kaum zu Diskussionen Anlass gab die
Wahlplattform „FDP – im Einsatz für Freiheit und Verantwortung. Mehr Chancen für die
Schweiz“ mit den vier Schwerpunkten Wirtschaftswachstum, Bildung und Forschung,
soziale Sicherheit und Gesundheit sowie Sicherheit und Migration. Ohne Gegenstimme
und mit einigen Enthaltungen sprachen sich die Delegierten im Grundsatz für die
Einführung eines Finanzreferendums auf Bundesebene aus. Dass der Freisinn den
Bundeshaushalt ausschliesslich ausgabenseitig sanieren wollte, stellten die Delegierten
mit einer adhoc-Resolution gegen eine eidgenössische Erbschaftssteuer klar –
Bundesrat Villiger hatte eine solche im Hinblick auf die Unzuverlässigkeit des
Parlaments in Sachen Ausgabendisziplin am Vortag in Erwägung gezogen und damit
einigen Unmut ausgelöst, da die Wahlplattform nur Steuersenkungen, keinesfalls aber
neue Steuern vorsah. Ausserdem sprachen sich die Freisinnigen für eine baldige
Regierungsreform aus, wollten sich jedoch nicht so konkret auf die Äste hinauswagen
wie Fraktionschef Fulvio Pelli (TI), dessen Antrag die Erweiterung des Bundesrates von 7
auf 9 Mitglieder vorsah. Gutgeheissen wurde schliesslich eine Stärkung des
Bundespräsidentenamtes durch die Verlängerung der Amtszeit von einem auf zwei
Jahre. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.03.2003
MAGDALENA BERNATH

Anfang März gab Christiane Langenberger (VD) bekannt, sie stehe für die im April
anstehende Wiederwahl als Parteipräsidentin nicht mehr zur Verfügung; sie sei zum
Schluss gekommen, dass die Partei einen Neustart auch in personeller Hinsicht
brauche. Als aussichtsreichste Kandidaten wurden in der Presse Ständerat Rolf
Schweiger (ZG), Nationalrat Georges Theiler (LU) und Fraktionspräsident Fulvio Pelli (TI)
gehandelt. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.03.2004
MAGDALENA BERNATH

Anfang November teilte Rolf Schweiger der FDP seinen sofortigen Rücktritt als
Parteipräsident mit. Er begründete diesen Schritt mit einem Burn-out-Syndrom, das in
den letzten Wochen an Intensität zugenommen habe. Vizepräsidentin Marianne Kleiner
(AR) übernahm interimistisch die Parteileitung. Eine vom Glarner Ständerat Fritz
Schiesser präsidierte Findungskommission erhielt den Auftrag, für das Parteipräsidium
geeignete Kandidaten zu kontaktieren, aber auch strukturelle Fragen wie jene einer
weiteren Professionalisierung des Präsidiums und der dazu erforderlichen finanziellen
Ausstattung zu erörtern. Dass sich diese Fragen nicht trennen liessen, war
insbesondere bei dem von der Presse als potentiellem Nachfolger gehandelten Felix
Gutzwiller (ZH) offensichtlich, der das Amt nicht übernehmen könnte, ohne sich von
einem Teil seiner zahlreichen anderen Funktionen in Wissenschaft und Wirtschaft zu
trennen. Als weitere Anwärter galten Didier Burkhalter (NE), Ruedi Noser (ZH), Marianne
Kleiner (AR), Fulvio Pelli (TI) und Georges Theiler (LU). Ende Dezember unterbreitete die
Findungskommission der Geschäftsleitung einen Doppelvorschlag mit den
Nationalräten Fulvio Pelli (TI) und Georges Theiler (LU). Die Wahl des neuen Präsidenten
ist für April 2005 vorgesehen. 13

PARTEICHRONIK
DATUM: 22.12.2004
MAGDALENA BERNATH
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Anfang März wählten die FDP-Delegierten an einem Sonderparteitag in Bern mit 228:150
Stimmen den Tessiner Fulvio Pelli zu ihrem neuen Parteipräsidenten. In seiner
Grundsatzrede beschränkte sich Pelli auf allgemeine Bekenntnisse zum Liberalismus
und Freisinn, vermittelte aber den Eindruck, Visionen entwickeln zu können und sich
besser für die pragmatische Arbeit zu eignen als sein Mitbewerber Georges Theiler (LU),
der im Vorjahr Rolf Schweiger unterlegen und von der Presse lange als geheimer Favorit
gehandelt worden war. Die der Wahl vorangegangene dreistündige, emotionale
Diskussion hatte die Gräben erahnen lassen, die durch die Partei gehen. Zürcher, Ost-
und Zentralschweizer Freisinnige hatten sich für Theiler stark gemacht, während
Tessiner, Romands, Berner, Solothurner und Basler für Pelli votiert hatten. In seiner
Antrittsrede erklärte Pelli, die FDP dürfe nicht wie die SVP auf populistische Lösungen
setzen, und – mit Blick auf die häufig von der Parteilinie abweichenden Äusserungen
Filippo Leuteneggers (ZH): wenn die Partei ihre Position einmal festgelegt habe, dürfe
sie sich keine „Philippika“ erlauben. – Zwei Wochen zuvor hatte die Geschäftsleitung
der FDP alle Mitglieder zu Loyalität gegenüber der Partei aufgerufen, dies, nachdem
bekannt geworden war, das Geschäftsleitungsmitglied Leutenegger sich mit Exponenten
der SVP, der Auns und der Schweizer Demokraten zu einer Anti-Schengen-
Strategiesitzung getroffen hatte. 14

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Nach ihrem Nein zur Volksinitiative „Nationalbankgewinne für die AHV“ (Kosa-Initiative)
und ihrer Zustimmung zu den Sonntagsverkäufen in Bahnhöfen empfahlen die
Delegierten der FDP an ihrem Parteitag in Mendrisio (TI) das neue Partnerschaftsgesetz
mit 142:8 Stimmen bei sieben Enthaltungen zur Annahme. Mit 160:2 Stimmen billigten
sie die Union der Freisinnigen und Liberalen. Die vertiefte Zusammenarbeit mit der LP
werde die Probleme des Freisinns aber gemäss FDP-Parteipräsident Pelli nicht lösen.
Um den Wählerschwund zu stoppen, brauche es ein klares und mutiges, eigenständiges
Profil: Einerseits soll die Delegiertenversammlung aufgewertet werden, indem sie
künftig wichtige Positionen, die zuvor allein von den Leitungsgremien vorgegeben
wurden, diskutiert und verabschiedet; so erteilte die Basis der Parteileitung grünes
Licht, sich dafür einzusetzen, dass mit dem Nationalbankgold Schulden der IV abgebaut
werden. Andererseits sollen die Kantonalparteien ihre Positionen besser mit der FDP
Schweiz absprechen, vor allem, wenn es um kantonale Fragen von nationaler Bedeutung
geht. Um die entsprechenden Kontakte zu intensivieren, nimmt sich jedes
Geschäftsleitungsmitglied einer Region an: Marianne Kleiner (AR) der Ostschweiz, Ruedi
Noser (ZH) der Nordwestschweiz und Berns, der Walliser Kantonalpräsident Léonard
Bender der Westschweiz, die Tessiner Regierungsrätin Marina Masoni ihres
Heimatkantons und Parteipräsident Fulvio Pelli des Kantons Zürich. Der Luzerner
Nationalrat Georges Theiler, einziges Nicht-Mitglied des Präsidiums, stellt die
Verbindung zur Innerschweiz sicher. 15

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.04.2005
MAGDALENA BERNATH

Zum Jahresauftakt votierten die Delegierten in Burgdorf (BE) mit 186:6 bzw. 191:2
Stimmen bei je 15 Enthaltungen klar für die Ja-Parole zu den Asyl- und
Ausländergesetzen. Sowohl Nationalrat Philipp Müller (AG) als auch Parteipräsident
Fulvio Pelli (TI) hatten zuvor die Notwendigkeit beider Gesetze hervorgehoben. Laut
Pelli könnten damit sowohl die Durchsetzung des Rechtsstaats als auch humanitäre
Anliegen gewährleistet werden. Demgegenüber behaupteten Kritiker der Vorlagen wie
Yves Christen (VD), die Verschärfung der Asylregelungen verletze internationales Recht
und würde der humanitären Tradition der Schweiz nicht gerecht. 16

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.01.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Auf der Delegiertenversammlung vom August in Murten (FR) wurde Fulvio Pelli
einstimmig als Parteipräsident bestätigt. Nationalrätin Gabi Huber (UR) wurde ebenso
einstimmig als Nachfolgerin von Marianne Kleiner (AR) zur Vizepräsidentin an der Seite
von Léonard Bender (VS) und Nationalrat Ruedi Noser (ZH) gewählt. 17

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.08.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

In seiner Rede auf der Delegiertenversammlung im Oktober in Sempach (LU) übte
Präsident Pelli scharfe Kritik an Bundesrat Blocher und namentlich an dessen
Infragestellung der Antirassismusstrafnorm. Darüber hinaus machte er dem Schweizer
Fernsehen und besonders der Politiksendung „Arena“ den Vorwurf, Blocher eine
weitgehend unkritische Plattform gegeben zu haben und so dazu beizutragen, dass
wichtigere Themen aus dem Bewusstsein der Öffentlichkeit gedrängt würden. Pellis
Rede fand zwar grundsätzliche Zustimmung, er wurde jedoch von einem Teil der

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.10.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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Delegierten dafür kritisiert, dass er sich zu sehr auf die SVP einschiesse und dabei
inhaltliche Anliegen und langfristige politische Zielsetzungen vernachlässige. Ausserdem
beriet die Partei über ein „liberales Konzept einer nachhaltigen Energiepolitik“. Darin
steht eine CO2-arme und möglichst unabhängige Energieversorgung der Schweiz im
Vordergrund. In diesem Sinn spricht sich das Papier für eine weitere Nutzung der
Atomkraft und gegen fossile Brennstoffe aus; die Aargauer Sektion erhielt dabei
Unterstützung für ihre Forderung nach einem zusätzlichen Atomkraftwerk. Parallel dazu
wurde ein starkes Engagement für erneuerbare Energien, vor allem die Geothermik und
die Wasserkraft, gefordert.

Im Dezember gab die FDP ein Diskussionspapier in die parteiinterne Vernehmlassung,
das wesentliche Aspekte des Wirtschaftsprogramms „wachsende Schweiz“ skizziert.
Das Papier wurde von einer Arbeitsgruppe um Ständerat Rolf Schweiger (ZG) erstellt
und enthält sowohl grundsätzliche Positionen als auch konkrete Projekte. Allgemein
unterstreicht es die Bedeutung global agierender Unternehmen für die Schweizer
Wirtschaft und die Notwendigkeit einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtungsweise, die
weniger auf Partikularinteressen wie namentlich die einheimische Landwirtschaft
fokussiert sei. Zu den erwünschten Entwicklungen zählen die Öffnung des
Arbeitsmarktes für beruflich qualifizierte Zuwanderer und der nationale und
internationale Steuerwettbewerb. Erwähnung findet im Papier auch der Vorschlag einer
extremen Vereinfachung des Steuersystems, die „Easy Swiss Tax“, welche die Zürcher
Kantonalpartei und Fulvio Pelli bereits im August der Öffentlichkeit vorgestellt hatten.
Schliesslich greift das Papier die bereits zuvor erwähnte Schaffung einer Stiftung für
Forschung und Ausbildung auf. Die Mittel für eine solche Stiftung würden aus der
Veräusserung von nicht mehr benötigten Liegenschaften, Grundstücken und
Beteiligungen des Bundes stammen. 18

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Die Verluste der FDP bei den Nationalratswahlen im Oktober fielen mit minus 5 Sitzen
(-1,5 Prozentpunkte Stimmenanteil) überraschend hoch aus. Dennoch kam es nicht zu
Rücktrittsforderungen gegenüber Parteipräsident Pelli. Kritik wurde aber im rechten
Parteiflügel an Bundesrat Couchepin laut. Einige FDP-Nationalräte, darunter
Leutenegger (ZH) und Ineichen (LU), forderten Couchepin zu einem gemeinsamen
Rücktritt mit den Bundesräten Schmid und Leuenberger auf. Im liberalen Flügel der FDP
führte dies zu Protesten. Pelli forderte als Reaktion auf die Niederlage bei den
Parlamentswahlen einen einheitlicheren Kurs der FDP, die Kantonalparteien hätten ein
zu grosses Gewicht in der Partei. Zudem solle die FDP die Anzahl ihrer Themen
reduzieren. 19

WAHLEN
DATUM: 18.11.2007
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung in Rapperswil-Jona (SG) vom 19. Januar präsentierten
die drei Vizepräsidenten der FDP eine Analyse der Wahlniederlage vom Herbst 2007.
Als Schwächen der Partei im Wahlkampf nannten sie Flügelkämpfe und eine
schwerfällige Organisation. Zudem beziehe die Partei teilweise zu spät und zu unklar
Position in wichtigen Fragen. Parteipräsident Fulvio Pelli hielt eine kämpferische Rede,
in der er sich unter anderem gegen eine erneute „Koalition der Vernunft“ mit CVP und
SP aussprach. Er nannte vier Faktoren für eine Rückkehr zum Erfolg: Erstens müsse die
FDP als unverwechselbare Marke positioniert werden – und zwar rechts der Mitte, aber
mit einem anderen Stil als die SVP. Zweitens solle sich die Partei auf drei bis vier
thematische Schwerpunkte konzentrieren. Diese sollten bis zur nächsten DV
konkretisiert werden. Drittens forderte Pelli einen einheitlicheren Auftritt. Das
öffentliche Vertreten abweichender Meinungen bei für die Partei wichtigen Themen
werde in Zukunft nicht mehr toleriert. Viertens warb Pelli auch für ein anderes
Selbstverständnis: Die Freisinnigen müssten sich bei ihrem heutigen Wähleranteil nicht
mehr für alles verantwortlich fühlen, sie sollten sich stattdessen als „Herausforderer-
Partei“ sehen. Eine Resolution „Zukunft der FDP“ mit den erwähnten Forderungen
wurde einstimmig verabschiedet. Die Nein-Parole zur Volksinitiative gegen
Kampfjetlärm in Tourismusgebieten wurde ebenfalls einstimmig beschlossen. 20

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.01.2008
SABINE HOHL
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Anfang April präsentierte die FDP-Parteileitung einen Vorschlag für drei Kernthemen,
auf die sich die FDP konzentrieren solle: Erstens den Kampf für mehr und gute
Arbeitsplätze, zweitens das Einstehen für den nationalen Zusammenhalt und die
Sicherung der Sozialwerke und drittens den Einsatz für einen schlanken und
bürgerfreundlichen Staat. Für die Umsetzung dieser Schwerpunkte sollen bekannte
Persönlichkeiten aus der Partei, so genannte „Leuchttürme“, verantwortlich sein. Am
Parteitag im April nahmen die Delegierten diesen Vorschlag an, alle Änderungsanträge
scheiterten. Zu „Leuchttürmen“ wurden bestimmt: Johann Schneider-Ammann (NR BE)
und Isabelle Moret (NR VD) für das Thema Arbeitsplätze, Christa Markwalder (NR BE) und
Ignazio Cassis (NR TI) für das Thema sozialer Zusammenhalt und Sozialwerke sowie
Philipp Müller (NR AG) und der Liberale Christian Lüscher (NR GE) für das Thema
bürgerfreundlicher Staat. Mit der Ausrichtung auf drei Schwerpunkte wurde das
Konzept der „vier Schweizen“, mit dem die FDP den Wahlkampf 2007 bestritten hatte,
nach Einschätzungen in der Presse mehr oder weniger fallengelassen. Das Konzept
hatte als zu abstrakt gegolten. Mit der Festlegung auf das neue Programm sollte nun
auch die von Pelli gemachte Aussage gelten, dass zu schweigen habe, wer von der
beschlossenen Parteilinie abweicht. Kontrovers diskutiert wurde der
Gesundheitsartikel, zu dem die Parolenfassung anstand: Die Vorlage erhielt mit 110 Ja zu
81 Nein nur halbherzige Unterstützung, obwohl sie von FDP-Parlamentariern
massgeblich mitentwickelt worden war. Pelli warb für den Gesundheitsartikel: Er stehe
für die freie Wahl des Arztes und des Spitals, die monistische Finanzierung und einen
kontrollierten Wettbewerb. Bundespräsident Pascal Couchepin hingegen bezeichnete
die Vorlage als unnötig. Ein klares Nein gab es für die Einbürgerungsinitiative der SVP
und die Initiative „für Volkssouveränität statt Behördenpropaganda“. Fulvio Pelli wurde
von den Delegierten als Parteipräsident bestätigt, Ruedi Noser als Vizepräsident.
Isabelle Moret (NR VD) wurde neu ins Vizepräsidium gewählt. Sie war die einzige
Kandidatin für die Nachfolge der beiden zurücktretenden VizepräsidentInnen Léonard
Bender (VS) und Gabi Huber (UR). Ein Platz im Vizepräsidium wurde für einen
zukünftigen Vertreter der Liberalen frei gehalten. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.04.2008
SABINE HOHL

Auch zur Volksinitiative für die Beschränkung des Verbandsbeschwerderechts gab es
Diskussionen innerhalb der Partei. Da der Bundesrat den Abstimmungstermin für die
Vorlage festsetzen musste, blieb nur noch wenig Zeit für einen möglichen Rückzug.
Während einige Parteiexponenten einen solchen für angebracht hielten, da das
Parlament bereits einige Schritte im Sinne der Initiative gemacht hatte, wollte das
Initiativkomitee um die Zürcher Nationalrätin Doris Fiala an der Initiative festhalten und
tat dies auch, nachdem Präsident Pelli, wie von den Initianten verlangt, der Initiative
seine Unterstützung zusicherte. Das Projekt blieb jedoch umstritten und wurde
insbesondere von ökologisch orientierten Freisinnigen abgelehnt. An der
Delegiertenversammlung vom 28. Juni in Solothurn wurde nach einer emotionalen
Diskussion für die Initiative für die Beschränkung des Verbandsbeschwerderechts mit
142 zu 57 Stimmen bei 17 Enthaltungen die Ja-Parole beschlossen. Die Befürworter
argumentierten, das Umweltrecht müsse von den Behörden durchgesetzt werden, nicht
von den Verbänden. Die Gegner wollten nicht alle Umweltverbände abstrafen. Pelli
äusserte sich, dass die Initiative eine Chance für die FDP darstelle, zu zeigen, dass man
für einen einfacheren Staat mit weniger Bürokratie sei. Er plädierte auch dafür, dass
sich Unentschlossene „für die FDP“ entscheiden sollten. Überraschend fiel das Ergebnis
bei der Parolenfassung zur Hanfinitiative aus: Die Delegierten befürworteten die
Vorlage knapp mit 86 zu 83 Stimmen. Dieses Ergebnis stiess in der Folge auf
Widerstand, insbesondere von FDP-Vertretern aus der Romandie. Für die Revision des
Betäubungsmittelgesetzes wurde deutlich die Ja-Parole beschlossen. Fulvio Pelli
wandte sich in seiner Rede gegen die Idee einer „Koalition der Mitte“, die CVP-
Präsident Christophe Darbellay in der Presse lanciert hatte. Die FDP, so Pelli, sei rechts
der Mitte positioniert. 22

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.06.2008
SABINE HOHL

Auf dem Parteitag im September in Zürich ermunterte Präsident Fulvio Pelli seine Partei
zu einer zukunftsweisenden Politik, in der Mut zur Veränderung einhergehen müsse mit
einem grösseren Optimismus und dem Augenmerk auf menschliche Bedürfnisse
jenseits sachlicher Wirtschaftsfragen. Damit wolle die FDP vermehrt auch junge, urbane
Personen und insbesondere Frauen ansprechen. Er mahnte seine Partei zu
Geschlossenheit und gab mit Blick auf die Wahlen 2007 als Ziel den Gewinn von
zusätzlich sechs Sitzen im Parlament aus. Unter den verschiedenen diskutierten
Projekten kamen die Schwerpunkte „wachsende“ und „gerechte“ Schweiz des
Strategiepapiers zum ersten Mal eingehender zur Sprache. 23

WAHLEN
DATUM: 18.09.2008
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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Am 25. Oktober beschlossen die FDP-Delegierten in Bern einstimmig die Fusion mit der
Liberalen Partei. Die Liberalen stimmten an einer gleichzeitig abgehaltenen
Versammlung ebenfalls zu und stiessen unter Applaus zu den Delegierten der
Freisinnigen hinzu. Die offizielle Gründung der neuen Partei wurde auf Februar 2009
(rückwirkend auf den 1.1.2009 hin) angesetzt. Fulvio Pelli und der Präsident der
Liberalen, Pierre Weiss, hielten zusammen eine Rede, in der sie die gemeinsamen
Wurzeln der beiden Parteien betonten. Pelli äusserte sich zudem an der Versammlung
kritisch über die Banken und riet UBS-Führungskräften, ihre Boni zurückzuzahlen. 24

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.10.2008
SABINE HOHL

Nach dem Zusammenschluss mit der Liberalen Partei wurde in der FDP das
Parteipräsidium neu zusammengesetzt. Neben Parteipräsident Fulvio Pelli und den
bisherigen Vizepräsidenten Isabelle Moret und Ruedi Noser wurden Vincenzo
Pedrazzini und Pierre Weiss (der ehemalige Präsident der Liberalen) ins Parteipräsidium
gewählt. Die FDP-Geschäftsleitung, ein 28-köpfiges Gremium, wurde abgeschafft und
durch eine Präsidenten-Konferenz (bestehend aus den Kantonalpräsidenten, dem
Parteivorstand, den FDP-Bundesräten und dem Chef der internationalen FDP) ersetzt.
Mit diesem Gremium sollen die Kantonalparteien besser eingebunden werden. 25

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.03.2009
SABINE HOHL

Auch Nationalrat Ruedi Noser(ZH), Vizepräsident der FDP, äusserte sich im März
abweichend von der Linie der Parteileitung. Er sagte in der Presse, dass er gegen die
Pauschalbesteuerung von in der Schweiz wohnhaften, aber nicht erwerbstätigen
Ausländern sei. Zudem kritisierte er die Privilegien ausländischer Holdings in der
Schweiz. Dieser Positionsbezug war nicht mit der Parteispitze abgesprochen.
Fraktionspräsidentin Gabi Huber bezeichnete Nosers Position als „Einzelmeinung“ und
die FDP distanzierte sich sogar öffentlich in einer Medienmitteilung von Nosers
Aussagen. Im April trat Ruedi Noser nach sechs Jahren als Vizepräsident der FDP
zurück. Er betonte, dass er nicht im Streit abtrete, die parteiinternen Differenzen
dürften jedoch bei seinem Rücktritt eine Rolle gespielt haben. Noser hatte sich für eine
inhaltliche Erneuerung der FDP eingesetzt und empfand diesen Prozess als zu langsam.
Sein Rücktritt schlug in der FDP hohe Wellen. Teilweise wurde Kritik an Fulvio Pelli laut.
Nationalrat Otto Ineichen (LU) forderte, dass ein Unternehmer Nachfolger von Noser
werden müsse. Als einziger Kandidat trat schliesslich Nationalrat und Unternehmer
Markus Hutter (ZH) an, der an der Delegiertenversammlung vom 27. Juni gewählt
wurde. 26

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.06.2009
SABINE HOHL

Parteipräsident Pelli betonte im nationalen Wahlkampf die wichtige Rolle seiner Partei
für die Konkordanz und versuchte, die anderen Parteien zu einer verbindlicheren
Zusammenarbeit zu bewegen. Zu diesem Zweck machte die FDP den
Bundesratsparteien im Mai konkrete Angebote für gemeinsam zu verfolgende Projekte.
Das Echo blieb jedoch gering. 27

WAHLEN
DATUM: 17.09.2009
SABINE HOHL

Nach der Rücktrittsankündigung von Bundesrat Pascal Couchepin begann in der FDP
die Suche nach einer Kandidatin oder einem Kandidaten für den Bundesrat aus der
lateinischen Schweiz. Die FDP musste den Bundesratssitz gegen eine Kampfkandidatur
der CVP verteidigen. Die Tessiner FDP wollte Fulvio Pelli nominieren, dieser zeigte sich
jedoch zurückhaltend, wodurch eine mögliche Kandidatur Pellis lange Gegenstand von
Spekulationen blieb. Letztlich nominierte ihn die Tessiner FDP nicht, empfahl ihn aber
dennoch für eine Nominierung durch die Bundeshausfraktion. Die Neuenburger FDP
nominierte Nationalrat Didier Burkhalter, die Genfer Liberalen Martine Brunschwig Graf
und Christian Lüscher. Brunschwig Graf erhielt auch die Unterstützung der FDP-
Frauen. Die FDP des Kantons Waadt stellte Regierungsrat Pascal Broulis auf. Die
Bundeshausfraktion entschied sich, Didier Burkhalter und Christian Lüscher zur Wahl
vorzuschlagen. Lüschers Nominierung war eher überraschend und wurde als Taktik zur
Verhinderung einer Kandidatur der SVP interpretiert. Bei der Wahl Mitte September
konnte sich Didier Burkhalter gegen Lüscher und den Kandidaten der CVP, Urs
Schwaller, deutlich durchsetzen. 28

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 17.09.2009
SABINE HOHL
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Am 17. Oktober hielt die FDP eine Delegiertenversammlung in Stans (NW) ab. Präsident
Pelli schwor die FDP auf einen ruhigen Kurs ein: Eine sensationsorientierte oder
opportunistische Politik sei unsinnig. Der neue FDP-Bundesrat Didier Burkhalter hielt
eine Rede zum Thema Innovationsförderung und die Delegierten verabschiedeten eine
Innovationsstrategie. Im Strategiepapier für das „Innovationsland Schweiz“ werden 31
Massnahmen gefordert. Unter anderem sollen Pensionskassen mindestens 0,5% ihrer
Mittel in inländische Start-Up-Unternehmen investieren müssen. 29

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.10.2009
SABINE HOHL

Die UBS-Affäre beschäftigte auch die FDP. Die Partei, die sich als „Helferin des
Finanzplatzes Schweiz“ (Pelli) betrachtet, bekundete aber Mühe, sich deutlich von den
Grossbanken zu distanzieren. Der Unmut gegenüber der UBS wuchs auch in der
Wirtschaftspartei. Insbesondere Nationalrat Philipp Müller (AG) schoss scharf gegen die
Bank und dachte laut über einen Bruch der FDP mit den Grossbanken nach. Daraufhin
trat der frühere UBS-Chef Peter Wuffli als Präsident der Freunde der FDP zurück,
einem Sponsorenverein, welcher der Partei jährlich mehrere 100'000 Fr. zukommen
lässt. Wuffli begründete seinen Rücktritt damit, dass er die FDP in der Vorwahlphase
nicht belasten wolle. Der Streit innerhalb der FDP weitete sich aus, nachdem die
Parteileitung die Parlamentarier angehalten hatte, sich in Bezug auf die
Finanzplatzstrategie des Bundes an die Parteilinie zu halten. Mit der Idee einer
Weissgeldstrategie hatte sich der Unternehmerflügel um die Nationalräte Otto Ineichen
(LU), Philipp Müller (AG), Tarzisius Caviezel (GR) und Werner Messmer (TG) den Unmut
der Parteileitung zugezogen. Allerdings schwenkte dann aber auch die offizielle Partei
von der Verteidigung des Bankgeheimnisses ab. An einer Medienkonferenz
demonstrierte sie einen Schulterschluss und präsentierte eine Weiterentwicklung der
schweizerischen Finanzmarktstrategie. In der Folge wurde eine Strategiegruppe unter
Führung von Rolf Schweiger (ZG) eingesetzt, die an der Delegiertenversammlung vom
24. April einen Bericht vorlegte. Die ursprüngliche Weissgeldidee war bereits im Vorfeld
der Versammlung von den kantonalen Parteipräsidenten abgeschwächt worden,
nachdem mehrere Kantonalsektionen Widerstand angekündigt hatten. Anstelle einer
Belegpflicht wurde eine Selbstdeklaration für ausländische Bankkunden gefordert und
statt der Einführung der schweren Steuerhinterziehung als Strafdelikt wurden eine
Steuerrechtsrevision und Verhaltensregeln für Banken vorgeschlagen. Nach einer
heftigen Diskussion wurde das Papier von den Delegierten knapp angenommen. 30

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 24.04.2010
MARC BÜHLMANN

Bereits im März des Berichtsjahrs wurde über den Rücktritt von Bundesrat Hans-
Rudolf Merz spekuliert, den dieser dann am 6. August ankündigte. Die FDP betonte
ihren Anspruch auf den frei werdenden Bunderatssitz und warnte die anderen Parteien
vor einem Spiel mit dem Feuer. Im Gegensatz zur Nachfolgeregelung bei Pascal
Couchepin 2009 wirkte die FDP gut vorbereitet. Die Parteispitzen kündigten sofort an,
nicht zu kandidieren. Als Kronfavoriten kristallisierten sich die St. Galler Regierungsrätin
Karin Keller-Sutter und der Berner Nationalrat Johann Schneider-Ammann heraus, die
Anfang September von der Bundeshausfraktion auch offiziell nominiert wurden. Ruedi
Noser (ZH), Peter Malama (BS) und Ignazio Cassis (TI) scheiterten in der parteiinternen
Ausmarchung. Bei den Wahlen vom 22. September setzte sich Johann Schneider-
Amann gegen Keller-Sutter und vor allem gegen den SVP-Sprengkandidaten Jean-
François Rime durch. An der Delegiertenversammlung Mitte Oktober in Herisau wurde
Hans-Rudolf Merz mit stehenden Ovationen verabschiedet. Parteipräsident Pelli
würdigte ihn als „erfolgreichsten Finanzminister Europas“, weil der Bund unter seiner
Amtsführung die Schulden beträchtlich reduziert hat. 31

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2010
MARC BÜHLMANN

Für einen Eklat sorgte SP-Präsident Christian Levrat, der – unzufrieden mit der
Departementsverteilung nach den Bundesratsersatzwahlen – den Präsidenten der FDP
Fulvio Pelli der Lüge bezichtigte. Die FDP hätte versprochen, dass sie einen
Departementswechsel der Bundesräte Maurer und Widmer-Schlumpf verhindern würde
und einer Sitzverteilung nach dem Anciennitätsprinzip nicht entgegenstehen würde,
unter der Bedingung, dass die SP den FDP-Bundesratssitz unterstützte. Beide
Versprechen hätten die Freisinnigen nicht eingehalten. Die grosse Rochade bei der
Departementsverteilung hatte zur Folge, dass die SP nicht nur das Uvek an die CVP
abgeben musste, sondern auch, dass Bundesrätin Sommaruga als
Konsumentenschützerin nicht das Volkswirtschaftsdepartement erhielt, sondern als
Nichtjuristin das EJPD übernehmen musste. Pelli seinerseits kündigte eine
Verleumdungsklage gegen Levrat an. Die Causa Levrat-Pelli beschäftigte die Presse
einige Tage lang, bevor der Streit Mitte Oktober mit einer dürren Medienmitteilung

ANDERES
DATUM: 13.10.2010
MARC BÜHLMANN
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beigelegt wurde. 32

In einem Positionspapier zur Aussenpolitik korrigierte die FDP das 1995 eher zufällig
gefasste strategische Ziel eines EU-Beitritts. Der offizielle Europakurs der Partei sei der
Bilateralismus, erinnerte Pelli die Delegierten am Parteitag vom 16. Oktober in Herisau.
Weder ein Alleingang noch ein EU- oder EWR-Beitritt seien valable Alternativen zum
bilateralen Weg. Die Delegierten sprachen sich in der Folge für die Streichung des 1995
gefassten Beschlusses aus. Der Antrag aus der französischen Schweiz, die Möglichkeit
eines Voll- oder Teilbeitritts, allenfalls eines Rahmenabkommens, regelmässig neu zu
beurteilen, wurde mit 172 zu 53 Stimmen abgelehnt. Im schliesslich verabschiedeten
Positionspapier sprachen sich die Freisinnigen deutlich für den gezielten Ausbau des
bilateralen Wegs aus. Insbesondere eine Zusammenarbeit im Bereich der Sicherheits-
und Verteidigungspolitik soll angedacht werden. 33

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.10.2010
MARC BÜHLMANN

Ihren Wahlkampf 2011 läutete die FDP Anfang Dezember mit Inseraten in der
Sonntagspresse ein. Mit dem Slogan „Aus Liebe zur Schweiz – mit Mut und Verstand“
versuche die FDP, sich „von den beiden S-Parteien abzugrenzen“, so Generalsekretär
Brupbacher. Parteipräsident Pelli kündigte zudem an, man wolle die beiden Bundesräte
aktiv in den Wahlkampf einbinden. 34

WAHLEN
DATUM: 13.12.2010
MARC BÜHLMANN

Ambitioniertes Ziel der FDP bei den Nationalratswahlen war ein Wähleranteil von 20%.
Dieses sollte mit der Diskussion über sichere Arbeitsplätze, sichere Renten und mehr
Freiraum für die Bürgerschaft erreicht werden. Die Freisinnigen wollten dabei
insbesondere auf Kosten der Polparteien zulegen, bei denen sie Verluste erwarteten
und denen sie vorwarfen, das Erfolgsmodell Schweiz zu gefährden. Die Abgrenzung
insbesondere gegenüber der SVP manifestierte sich auch in der fehlenden Bereitschaft
der Partei, Listenverbindungen einzugehen: Lediglich im Kanton Waadt kam es zu einer
Listenverbindung des Freisinns mit der SVP. Bei den Wahlen 2007 hatte es solche noch
in neun Kantonen gegeben. Das offizielle Wahlkampfbudget wurde auf 2,6 Mio. CHF
beziffert, wobei die Kandidierenden zusätzlich grosse eigene Beiträge für ihren
Wahlkampf einsetzten. Die Wahlkampfleitung wurde Vincenzo Pedrazzini (SZ)
übertragen. Ziel war ein schweizweit einheitlicher Wahlkampf. Parteipräsident Fulvio
Pelli (TI) versuchte mit zahlreichen Aktionen schon früh den Wahlkampf anzukurbeln. 35

WAHLEN
DATUM: 05.02.2011
MARC BÜHLMANN

Zum 100-jährigen Jubiläum des Internationalen Tags der Frau am 8. März verteilten die
FDP-Frauen an 400 Unternehmen und an Bundesrat Schneider-Ammann rote
Teppichreste, an welche die Forderung geheftet war, den Zugang für Frauen in die
Teppichetagen zu fördern. Eigentlich sei man als Liberale gegen Quoten, bei lediglich
3% Frauenanteil in den Geschäftsführungen der wichtigsten Schweizer Unternehmen
müsse man sich aber Massnahmen zur raschen und effizienten Frauenförderung
überlegen. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.03.2011
MARC BÜHLMANN

Weil die Tessiner FDP eine Amtszeitbeschränkung von 16 Jahren für Volksvertreter
kennt, hätte Fulvio Pelli (TI) eigentlich nicht mehr zu den Nationalratswahlen antreten
dürfen. Die Statuten sehen allerdings Sonderbewilligungen vor, die dem
Parteipräsidenten und Aushängeschild der Tessiner FDP vom Parteivorstand auch
gewährt wurden. Pelli selber kündigte an, solange im Nationalrat zu bleiben, wie er
Präsident sei. Er war aufgrund der gehäuften Niederlagen seiner Partei bei kantonalen
Wahlen und der intransparenten Kommunikation in seiner Funktion als
Verwaltungsratspräsident bei der Tessiner Kantonalbank auch in der Südschweiz nicht
unumstritten. Seine äusserst knappe Wiederwahl in den Nationalrat – 54 Stimmen
verhalfen ihm dazu – liess die Kritiker ebenfalls nicht verstummen. Pelli selber gab nach
der Niederlage bei den eidgenössischen Wahlen bekannt, im April 2012 sein Amt
abzugeben. Dies habe er bereits vor zwei Jahren beschlossen. Als potentielle
Nachfolgerinnen und Nachfolger wurden Karin Keller-Sutter (SG), Philipp Müller (AG),
Christian Wasserfallen (BE), Ruedi Noser (ZH) und Andrea Caroni (AR) ins Spiel gebracht.
Keller-Sutter kündigte früh an, dass für sie das Amt als Parteipräsidentin mit jenem als
Ständerätin unvereinbar sei. Eine Findungskommission wurde im Dezember eingesetzt
und als Wahltermin der 21. April 2012 festgelegt. 37

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.12.2011
MARC BÜHLMANN
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Für einige auch hämische Kommentare sorgte der Misserfolg der FDP mit ihrer
Bürokratie-Initiative. Das im Wahljahr als Vehikel hochstilisierte Volksbegehren
forderte eine unbürokratische, einfache und effiziente Anwendung von Gesetzen. Früh
zeichnete sich ab, dass das Unterschriftenquorum wohl nur knapp erreicht werden
würde, weshalb in einem Kraftakt in den letzten beiden Monaten noch 20'000
Unterschriften gesammelt wurden. Noch-Präsident Pelli hatte die Initiative zur
Prestigesache erklärt. Der Abgabetermin wurde gar von 17.30 auf 20.45 Uhr, also rund
drei Stunden vor Ablauf der Sammelfrist, verschoben, da noch einzelne
Unterschriftenbögen nachgereicht wurden. Die Bundeskanzlei musste – ein Novum in
der Geschichte – die Initiative deshalb ausserhalb der Bürozeiten entgegennehmen. Die
FDP übergab 100'650 Unterschriften, die allerdings in der Folge von der Bundeskanzlei
noch geprüft werden mussten. Das Resultat dieser Prüfung war – nach dreimaliger
Auszählung – dann aber eine bittere Pille für die Freisinnigen. Gültig waren nämlich nur
97'537 Unterschriften. Zum ersten Mal in der Geschichte musste damit eine Initiative
mit mehr als 100'000 eingereichten Unterschriften als nicht zustande gekommen
beurteilt werden. Das Scheitern der FDP wurde in der Presse als schmerzhaft, ja
peinlich kommentiert. Die FDP habe nach eigenen Angaben 130 000 Mitglieder, schaffe
es aber nicht, die nötigen Unterschriften für ein eigenes Begehren zu sammeln, so das
Credo. Der Partei wurde allerdings zu Gute gehalten, dass sie mit dem
Oppositionsinstrument Volksinitiative bisher keine Erfahrung gehabt habe. Mit dem
Scheitern stand zwar die Initiativ- und Referendumsfähigkeit der Partei in Frage, einige
Parteiexponenten deuteten die Niederlage aber in einen Sieg um. Der Kraftakt gegen
Ende der Sammelphase habe gezeigt, dass die Partei durchaus fähig wäre, genügend
Unterschriften für Volksbegehren zu sammeln; man müsse sich deshalb überlegen, auch
in Zukunft zu diesem Instrument zu greifen. Gegen diese Idee stellte sich allerdings der
neue Präsident der FDP, Philipp Müller. 38

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.07.2012
MARC BÜHLMANN

Nach sieben Amtsjahren gab Fulvio Pelli (TI) am 21. April die Präsidentschaft der FDP
ab. Karin Keller-Sutter (SG) wäre als Nachfolgerin zuoberst auf der Wunschliste
gestanden, da sie aus der Deutschschweiz stammt, ein nationales Profil und die nötige
Konsenskompetenz aufweise, die es für dieses Amt brauche. Die St. Galler Ständerätin
sagte jedoch ab, weil für sie das Präsidialamt nicht mit dem Ständeratsmandat
vereinbar sei. Mit Ruedi Noser (ZH), Philipp Müller (AG), dem Vizepräsidenten Vincenzo
Pedrazzini (SZ), Andrea Caroni (AR), Martin Schmid (GR), Christian Wasserfallen (BE)
oder Pankraz Freitag (GL) wurden in der Presse einige mögliche Namen genannt, die
Findungskommission klagte jedoch über eine eigentliche Kandidatenflaute und
zahlreiche Absagen. Anfang März stellte die Kommission dann mit Pankraz Freitag (GL)
und Philipp Müller (AG) zwei unterschiedlich profilierte Papabili vor, die sich an
verschiedenen Hearings in den Kantonen präsentieren mussten. Dem medial besser
bekannten und in Bern auch besser vernetzten Müller wurden in der Presse die
besseren Chancen eingeräumt: Dem gelernten Gipser wurde eher zugetraut, aus der
FDP wieder eine Volksbewegung zu machen als dem von Wirtschaftskreisen
unterstützte Glarner Mathematiklehrer. Müller hatte sich allerdings in der Romandie
aufgrund seiner dezidierten und harten Asylpolitik nicht viele Freunde geschaffen. Zu
einer Kampfwahl kam es jedoch nicht, da sich Freitag Mitte März als Kandidat
zurückzog. Müller wurde am 22. April schliesslich ohne Gegenstimme mit 330 zu 0
Stimmen gewählt. Pelli wurde an derselben Abgeordnetenversammlung in Bern für seine
Leistungen für die FDP mit stehenden Ovationen geehrt. Zwar habe er den
Wählerschwund nicht aufhalten können, es sei ihm aber gelungen, interne
Grabenkämpfe zu lindern. Darüber hinaus dürfe die Fusion mit den Liberalen als Erfolg
verbucht werden. Die künftigen Erfolge der FDP würden auch eine Ernte von Pellis
Wirken sein. Müller startete mit einer eigentlichen Tour de Suisse in sein Präsidium.
Nach einigen Wochen mussten auch seine Kritiker anerkennen, dass der Neue für viel
Schwung und eine grössere Nähe zur Basis sorge. 39

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.11.2012
MARC BÜHLMANN

Noé Blancpain, der als persönlicher Mitarbeiter in den Stab von Bundesrat Johann
Schneider-Ammann wechselte, wurde per 1. Oktober im Amt des Kommunikationschefs
der Partei von der 33-jährigen Politikwissenschafterin Pia Guggenbühl abgelöst. 40
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Fulvio Pelli, der ehemalige FDP-Präsident, kündigte auf den Frühling 2014 seinen
Rücktritt aus der nationalen Politik an. Seine Mandate bei der Tessiner Kantonalbank
wolle er weiter verfolgen und in Lugano wieder als Anwalt tätig sein. Pelli wird als
engagierter Stratege in die Geschichte der FDP eingehen, dem unter anderem die
Fusion zwischen FDP und Liberalen gelungen ist. 41

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.12.2013
MARC BÜHLMANN

In die Schlagzeilen geriet FDP-Bundesrat Johann Schneider-Ammann. Seine frühere
Firma, die Ammann-Gruppe, hatte eine Viertelmilliarde Franken in Jersey und
Luxemburg parkiert, um Steuern zu sparen. Zwar kamen die Berner Behörden, die die
Affäre untersuchten, zum Schluss, dass dies mit dem Segen der kantonalen
Steuerbehörden geschehen war. Die eidgenössische Steuerverwaltung wies – in einer
vertraulichen Aktennotiz, die der Öffentlichkeit zugespielt wurde – allerdings darauf
hin, dass es sich in Jersey und Luxemburg um Briefkastenfirmen gehandelt habe. Die
Versteuerung hätte folglich in der Schweiz stattfinden müssen. In einem Interview mit
dem "Blick" sagte Schneider-Ammann, dass Steueroptimierung etwas sehr
schweizerisches sei, solange es mit dem Segen der Behörden geschehe. Zwar konnte
dem Magistraten kein strafrechtliches Vergehen nachgewiesen werden, die Aussage im
"Blick" warf aber hohe Wellen, da man von einem Bundesrat moralisches Verhalten
erwarte. Nicht wenige, vor allem linke, Stimmen forderten gar den Rücktritt des
Bundesrates und die Juso bezeichnete Schneider-Ammann als Steuerhinterzieher. Die
FDP wehrte sich gegen die ‚politisch motivierte Hetzjagd‘ und die widerrechtliche
Herausgabe von vertraulichen Informationen und störte sich an rückwirkenden
Untersuchungen von Abmachungen zwischen Steuerbehörde und Unternehmen. Das
ganze Vorgehen sei immer transparent gewesen und es gehe nicht an, rechtsstaatlich
gesicherte Abmachungen im Nachhinein zu hinterfragen. 42

ANDERES
DATUM: 30.01.2014
MARC BÜHLMANN

Am 30. März wurde der Parteipräsident der FDP, Philipp Müller (AG), an der
Delegiertenversammlung in Schaffhausen einstimmig und mit stehenden Ovationen in
seinem Amt bestätigt. Müller wurde auch in der Presse ein gutes Zeugnis ausgestellt.
Seine direkte Art habe zur Popularisierung der Partei beigetragen. Die Linie der Partei
sei deutlicher geworden und die Mitglieder aktiver. Das Klischee des „pseudo-UDC“, das
ihm einige Liberale aus der Romandie vor seiner Wahl ins Präsidium 2012 angehängt
hatten, habe sich nicht bestätigt. Im Gegenteil: Müller entpuppe sich als echter
Liberaler. Seine Kollegen im Nationalrat attestierten ihm hohes Engagement. Allerdings
eckte Müller mit seiner jovialen und teilweise ins vulgäre abdriftenden Art auch ab und
zu an. Zudem gab es nach wie vor Stimmen, die Müller im Vergleich zu seinem
Vorgänger, Fulvio Pelli (TI) nicht als nationalen Präsidenten, sondern als
Deutschschweizer wahrnahmen. Dies war insbesondere deshalb ein Problem, weil die
FDP in der Romandie stärker verankert ist. Im Schnitt unterstützen 20% der Romands
die PLR, während die FDP in der Deutschschweiz durchschnittlich 13% Wählerstärke
aufweist. Auch das Etikett des „Monsieur 18%“ blieb an ihm haften: Müller hatte vor 14
Jahren mit einer Initiative den Ausländeranteil auf 18% der Bevölkerung beschränken
wollen. Vielleicht auch dank seinem Faible für Asylpolitik schaffte Müller aber den
Spagat zwischen Wirtschaftspartei und Volksnähe – dies schienen zumindest Umfragen
Ende März zu bestätigen. An der Delegiertenversammlung ebenfalls bestätigt wurde das
bisherige Vizepräsidium, bestehend aus Christian Lüscher (GE), Isabelle Moret (VD),
Carla Speziali (TI) und Christian Wasserfallen (BE). Als Wahlkampfleiter wurde Vincenzo
Pedrazzini (SZ) bestimmt. 43

ANDERES
DATUM: 23.03.2014
MARC BÜHLMANN

Das Ziel der FDP für die eidgenössischen Wahlen 2015 hiess Wachstum. Die liberale
Stimme müsse wieder gestärkt und die beiden Bundesratssitze müssten verteidigt
werden. Die FDP kämpfe für ein freiheitliches Gesellschafts- und Wirtschaftssystem.
Dies bedinge den Erhalt und die Schaffung von Arbeitsplätzen, eine moderne
Infrastruktur und sichere Sozialwerke. Ziel sei es, die SP als zweitstärkste Kraft zu
überflügeln: Der Gegner der FDP sitze links. Ein Überholmanöver würde – falls die SP
gleich stark bliebe – einen Zuwachs von rund vier Wählerprozentpunkten bedeuten.
Ende März legte der Parteivorstand ein Strategiepapier vor, das intern diskutiert wurde.
Im Zentrum des Papiers stehen die Begriffe Freiheit, Gemeinsinn und Fortschritt. Der
bereits bei den letzten Wahlen verwendete Slogan ‚Aus Liebe zur Schweiz‘ soll
beibehalten werden. Bereits im Juni wurden die Delegierten auf den Wahlkampf
eingeschworen. Zu reden gab dabei der Begriff Gemeinsinn, der nicht sozialistische
Rezepte beinhalte, sondern Grundlage für Freiheit und Fortschritt sei. Damit solle vor
allem das Milizprinzip betont werden, also Freiwilligkeit ohne staatliche Abgaben. Mit
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der Betonung von Gemeinsinn wolle man vor allem bei Wählerinnen punkten. Offiziell
lanciert wurde der Wahlkampf rund ein Jahr vor den Wahlen in Zug, wohin Mitte
September rund 1000 Delegierte pilgerten. Augenfällig war – nicht nur aufgrund des
bunten Festareals in Zug, sondern auch aufgrund der Slogans –, dass die FDP sich als
Volkspartei, weg von ihrem elitären Image, positionierte. Parteipräsident Müller rief zu
Mobilisierung und Wir-Gefühl auf. Überzeugungsarbeit müsse auf der Strasse und nicht
von den Büros aus geleistet werden. Die Exzesse eines Teils der Wirtschaft seien
masslos und die FDP müsse sich für ein verantwortungsbewusstes Unternehmertum
und eine starke Sozialpartnerschaft einsetzen – gab etwa der in der Kritik stehende
Bundesrat Schneider-Ammann zu Protokoll. Ende Oktober begann der Wahlkampf der
FDP anhand von ganzseitigen Zeitungsinseraten sichtbar zu werden: Ins Visier wurde
dabei Bundesrätin Simonetta Sommaruga genommen, die schlafend vor dem
Bundeshaus karikiert wurde. Mit dem bestehenden Asylgesetz würde es eigentlich
genügend Mittel gegen die wachsende Zuwanderung geben, aber leider würde dieses
nicht konsequent umgesetzt, so der Tenor. 44

Das ganze Jahr über wurde in den Medien spekuliert, ob sich die FDP stärker mit der
SVP verbünden sollte. Zur Diskussion standen dabei insbesondere Listenverbindungen
für die eidgenössischen Wahlen 2015. Anfang Jahr drohte der Parteipräsident der SVP
Toni Brunner (svp, SG) implizit damit, der FDP einen Bundesratssitz streitig zu machen,
sollte sie sich nicht für flächendeckende Mitte-Rechts-Verbindungen einsetzen. Im
Januar sah der FDP-Parteipräsident Philipp Müller noch keinen Grund, nicht mit der
SVP zu paktieren. Allerdings müsse man die Frage von Listenverbindungen den
Kantonen überlassen und die SVP könne nicht nur Forderungen stellen, sondern müsse
die FDP auch unterstützen. Anders als sein Vorgänger Fulvio Pelli (TI) verschloss sich der
neue FDP-Präsident Listenverbindungen nicht. Auch mit der CVP oder den neuen
Mitteparteien könne man sich – je nach kantonaler Ausgangslage – verbünden. Das
Verhältnis zwischen FDP und SVP kühlte sich dann jedoch nach der Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative merklich ab. Auch die deutlichen Worte, die
Parteipräsident Müller gegen die von der SVP angekündigte Initiative fand, welche
Landesrecht über Völkerrecht stellen will, dienten der Abgrenzung gegen rechts. Anfang
Oktober gab Müller dann allerdings auch bekannt, dass die FDP – falls die dannzumal
erste Trendumfrage zu den Wahlen, die für die FDP einen leichten Zuwachs voraussah,
sich bestätigen sollte – Bundesrätin Widmer-Schlumpf auf Kosten eines zweiten SVP-
Bundesratssitzes abwählen würde, sofern die SVP einen valablen Kandidierenden
aufstelle. Auch seitens der CVP wurden der FDP Avancen gemacht. Die FDP sei
eingeladen, an einer kohärenten Mitte zu partizipieren. Müller reagierte prompt auf
diese Einladung und forderte vielmehr die CVP und die anderen Mitteparteien auf, in
einem Bürgerblock mitzuarbeiten. Von links wurde einer der beiden FDP-
Bundesratssitze in Frage gestellt. Um eine rechte Mehrheit aus zwei FDP- und zwei SVP-
Regierungsmitgliedern zu verhindern, und unter der Annahme, dass der SVP zwei
Regierungssitze zustünden, müsste die FDP auf einen ihrer Sitze verzichten. Ins Visier
der SP geriet dabei vor allem Bundesrat Johann Schneider-Ammann, der nicht nur
aufgrund einer Steuergeschichte seiner ehemaligen Firma ins mediale Schlaglicht
geriet, sondern der von der Linken auch für die Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative mitverantwortlich gemacht wurde, weil er zu wenig
dagegen angekämpft habe. 45

ANDERES
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

Liberale Parteien

Anfang April billigten die Liberalen im Beisein von FDP-Präsident Fulvio Pelli (TI) die
Statuten zur Neugründung einer Union der Freisinnigen und Liberalen (UFL), und zwei
Monate später stimmten ihr beide Parteien an einer gemeinsamen
Delegiertenversammlung in Neuenburg zu. LP-Präsident Claude Ruey (VD) betonte die
Notwendigkeit, dass sich die liberalen Kräfte geschlossen der Blockierung der Politik
von rechts und links entgegenstellten. Die neue Union ist als Verein konstituiert und
setzt sich vorrangig zum Ziel, die Arbeit der beiden Parteien auf eidgenössischer Ebene
anzugleichen und zu koordinieren sowie eine Annäherung in den Kantonen zu fördern.
Geplant sind vorerst gemeinsame Abstimmungskampagnen, Fachtagungen und eine
UFL-Plattform für die eidgenössischen Wahlen 2007. Geleitet wird die Union von einem
zwölfköpfigen Vorstand und einer Generalversammlung, die aus den
Vorstandsmitgliedern beider Parteien, den Präsidenten der Kantonalparteien und der
Fraktionen sowie Vertretungen der Jungen und der Frauen besteht. Im November
bestimmten LP und FDP den liberalen Genfer Grossrat Pierre Weiss zum ersten
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politischen Verantwortlichen der UFL. Er soll die Aktivitäten der Union koordinieren
und den Weg zu allfälligen Fusionen der beiden Parteien auf kantonaler Ebene ebnen.
Gemäss Weiss stehe die Fusion im Kanton Freiburg unmittelbar bevor, und im Wallis
komme sie rasch voran. In Neuenburg steige ein Liberaler als UFL-Kandidat in die
Ersatzwahl für den Regierungsrat. In mehreren Waadtländer Gemeinden gäbe es UFL-
Listen, und auch in den Kantonen Genf und Basel-Stadt sei der Annäherungsprozess im
Gang. 46

Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Stefan Brupbacher wurde im Oktober 2018 zum neuen Direktor von Swissmem gewählt.
Zuvor war der Verband interimistisch von Vizedirektor Jean-Philippe Kohl geleitet
worden, nachdem Peter Dietrich 2017 nach zwei Jahrzehnten als Direktor
zurückgetreten war. Der neue Direktor Brupbacher konnte seine Wähler nicht zuletzt
mit seiner bisherigen Laufbahn überzeugen: Vor seiner Ernennung war er seit Mitte
2014 unter Bundesrat Schneider-Ammann, welcher Swissmem selbst bis 2010 präsidiert
hatte, als Generalsekretär des WBF sowie vor seiner Anstellung beim WBF als
Generalsekretär der FDP tätig – der Tages-Anzeiger bezeichnete ihn daher als
«Schattenminister» und «Mastermind hinter Schneider-Ammanns Freihandels- und
Bauernpolitik». Auch übte Brupacher laut Aargauer Zeitung bereits vor seiner
Ernennung zum Direktor von Swissmem Einfluss im Sinne des Verbandes aus: Da bei
Swissmem auch die Waffenproduzenten organisiert seien und Brupbacher als einstiger
FDP-Generalsekretär und Vertrauter von Schneider-Ammann in Bundesbern über ein
entsprechendes Netzwerk verfüge, sei er im Juni auch an der Entscheidung des
Bundesrates, die Bestimmungen bezüglich des Exports von Rüstungsgütern zu lockern,
beteiligt gewesen. 47
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